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Vorblatt 


Gesetzentwurf 

zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten von Bockelberg, 
Gewandt, Lampersbach, Dr. Burgbacher, Schulhoff, 
Leicht und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Das Einkommensteuergesetz erlaubt nur Absetzungen für Ab- 
nutzung auf bereits angeschaffte oder hergestellte Wirtschafts- 
güter des Anlagevermögens. Es gibt daher nur der Finanzierung 
der Wiederbeschaffung — unvollkommen — nicht dagegen der 
Finanzierung der Erstanschaffung und der Anschaffung für Be- 
triebserweiterungen oder Modernisierungen Raum. Die Wie- 
derbeschaffungen können wegen des ständig anhaltenden Preis- 
auftriebs nicht voll aus den Absetzungen finanziert werden. 
Wiederbeschaffungen müssen daher zum Teil, Erstanschaffun- 
gen, Erweiterungs- und Modernisierungsinvestitionen müssen 
voll aus versteuerten Gewinnen und/oder Fremdmitteln finan- 
ziert werden. 

Durch die Entwicklung gerade in der mittelständischen Wirt- 
schaft zum leistungsfähigen Klein- und Mittelbetrieb und auch 
durch die notwendigerweise fortschreitende Rationalisierung 
werden aber in zunehmendem Maße gerade Erweiterungs-, 
Modernisierungs- und Rationalisierungsinvestitionen erforder- 
lich, um die Wettbewerbsfähigkeit — auch in Konkurrenz mit 
dem Ausland — zu erhalten. 

Das im Durchschnitt unbefriedigende Verhältnis zwischen Eigen- 
kapital und Fremdkapital in Verbindung mit dem hohen Zins- 
niveau läßt das Einschlagen neuer Wege der Eigenfinanzierung 
dringend geboten erscheinen. 


B. Lösung 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Einkommen- 
steuergesetzes soll die Möglichkeit schaffen, die Investitionen 
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zur einen Hälfte aus einer steuerfrei gebildeten Investitions- 
rücklage und zur anderen Hälfte aus versteuertem Gewinn, 
Fremdmitteln und/oder Absetzungen für Abnutzung zu finan- 
zieren, Die Investitionsrücklage darf höchstens bis zu 25 000 DM 
je Wirtschaftsjahr betragen und kann nur von solchen Steuer- 
pflichtigen in Anspruch genommen werden, deren Durchschnitts- 
gewinne 150 000 DM pro Wirtschaftsjahr nicht übersteigen. Die 
Grenzen und Höchstbeträge machen den Entwurf in besonderer 
Weise mittelstandswirksam, weil diese Größenordnung für die 
Investitionsüberlegungen von Großunternehmen keine ent- 
scheidende Rolle spielt. 

Die Vergünstigung soll in das Gesamtkonzept einer Steuer- 
reform eingefügt werden und deshalb erst zum 1. Januar 1974 
in Kraft treten. 


C. Alternativen 

1 . Steuerfreier Betrag für nicht entnommenen Gewinn 

Diese Alternative bedeutet einen endgültigen Steuerverzicht 
und kommt aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht in 
Betracht. 

2. Investitionszulage 

Eine Investitionszulage für sämtliche Land- und Forstwirte, 
Gewerbetreibende und Angehörigen der freien Berufe 
kommt aus Haushaltsgründen nicht in Frage. 


D. Kosten 

Kein endgültiger Steuerausfall, sondern eine sich in den ersten 
Jahren aufbauende Steuerstundung, deren äußerstes Volumen 
auf ca. 550 Millionen DM veranschlagt wird. 
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Antrag 

der Abgeordneten von Bockeiberg, Gewandt, Lampersbach, 
Dr. Burgbacher, Schulhoff, Leicht und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Depember 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265), zuletzt geändert durch das Zweite 
Steuer änderungsgesetz 1971 vom 10. August 1971 
(Bundesgesctzbl. I S. 1266) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. Hinter § 6c werden eingefügt: 

.§ 6d 

Investitionsrücklage 

(1) Steuerpflichtige, die ihre Gewinne aus 
Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb 
und aus selbständiger Arbeit aufgrund ord- 
nungsmäßiger Buchführung nach § 4 Abs. 1 oder 
nach § 5 ermitteln, können bis zu 25 vom Hun- 
dert des Gewinns, höchstens aber 25 000 Deut- 
sche Mark ln jedem Wirtschaftsjahr, ln eine den 
steuerlichen Gewinn mindernde Rücklage eln- 
stellen. Bis zur Höhe dieser Rücklage können 
sie von den Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten derjenigen abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die ln 
den folgenden vier Wirtschaftsjahren für eine 
inländische Betriebsstätte angeschafft oder her- 
gestellt worden sind, im Wirtschaftsjahr der 
Anschaffung oder Herstellung einen Betrag ab- 
ziehen, der 50 vom Hundert der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten dieser Wirtschaftsgüter 
nicht übersteigen darf; soweit der Gewinn aus 


der Veräußerung der in § 6 b Absatz 1 Satz 2 
bezeichneten Wirtschaftsgüter entstanden ist, Ist 
ausschließlich § 6 b anwendbar. Die Rücklage Ist 
in Höhe des abgezogenen Betrages gewinn- 
erhöhend aufzulösen. Ist eine Rücklage am 
Schluß des vierten auf ihre Bildung folgenden 
Wirtschaftsjahres noch vorhanden, so ist sie ln 
diesem Zeitpunkt gewinnerhöhend aufzulösen, 
außerdem sind 25 vom Hundert dieses Auf- 
lösungsbetrages außerhalb der Bilanz dem Ge- 
winn hinzuzusetzen. Der durch die Auflösung der 
Rücklage entstandene Teil des Gewinns scheidet 
bei der Berechnung der Rücklage des Auflösungs- 
jahres aus. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des 
Absatzes 1 ist, daß 

1. die Gewinne aus Land- und Forstwirtschaft, 
aus Gewerbebetrieb und aus selbständiger 
Arbeit in den jeweils letzten drei Wirtschafts- 
jahren durchschnittlich den Betrag von ein- 
hundertfünfzigtausend Deutsche Mark Im 
Wirtschaftsjahr nicht überstiegen haben. Bei 
der Berechnung der Durchschnittsgewinne 
sind Gewinnminderungen, die auf steuerlichen 
Sondervergünstigungen beruhen, nicht zu be- 
rücksichtigen. Die Dundesregierung wird er- 
mächtigt, zur Wahrung der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung durch Rechtsverordnung, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, hier- 
zu nähere Bestimmungen zu treffen. 

2. die angeschafften oder hergestellten Wirt- 
schaftsgüter zum Anlagevermögen einer in- 
ländischen Betriebsstätte gehören. 

Der Abzug nach Absatz 1 ist bei Wirtschafts- 
gütern, die zu einem fand- und forstwlrtschaft- 
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liehen Betrieb gehören oder selbständigen Arbeit 
dienen nicht zulässig, wenn die Bildung der 
Rücklage den Gewinn eines Gewerbebetriebes 
gemindert hat. 

(3) Ist von den Ansdiaffungs- oder Herstel- 
lungskosten eines Wirtschaftsgutes ein Betrag j 
nach Absatz 1 abgezogen worden, so gilt der 
verbleibende Betrag als Ansdiaffungs- oder Her- 
stellungskosten des Wirtschaftsgutes. 

§ 6 e 

Anwendung des § 6 d bei der Ermittlung des 
Gewinns nach § 4 Abs. 3 oder nach Durchschnitts- 
sätzen 

(1) § 6 d ist mit folgender Maßgabe entspre- 
chend anzuwenden, wenn der Gewinn nach § 4 
Abs. 3 oder die Einkünfte aus Land- und Forst- 
wirtschaft nach Durchschnittssätzen ermittelt 
werden: 

1. Die Bildung der Rücklage ist als Betriebsaus- 
gabe (Abzug) und ihre Auflösung als Be- 
triebseinnahme (Zuschlag) zu behandeln. 

2. Biei der Ermittlung des Gewinns aus Ge- 
werbebetrieb und aus Land- und Forstwirt- 
schaft beträgt die Rücklage 25 vom Hundert 
des Gewinns, höchstens jedoch 3 000 Deutsche 
Mark. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des 
Absatzes 1 ist, daß die Wirtschaftsgüter, bei 
denen ein Abzug von den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten vorgenommen worden ist, in 


besondere, laufend zu führende Verzeichnisse 
auf genommen werden. In den Verzeichnissen 
sind der Tag der Anschaffung oder Herstellung, 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, der 
Abzug nach § 6 d Abs. 1 ln Verbindung mit Ab- 
satz 1, die Absetzungen für Abnutzung, die Ab- 
schreibungen sowie die Beträge nachzuweisen, 
die nach § 6 d Abs. 1 in Verbindung mit Ab- 
satz 1 Ziff. 1 als Betriebsausgaben (Abzug) oder 
Betriebseinnahmen (Zuschlag) behandelt worden 
sind." 

Artikel 2 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1869) wird wie folgt geändert: 

In § 6 Abs. 1 werden ln Satz 1 hinter dem Wort 
„Einkommensteuergesetzes" folgende Worte einge- 
fügt: „mit Ausnahme der §§ 6 c und 6 d". 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bunde sgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 
Es ist erstmals auf dasjenige Wirtschaftsjahr an- 
zuwenden, welches nach dem Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens endet. 


Bonn, den 28. September 1971 


von Bockeiberg 
Gewandt 
Lampersbach 
Dr. Burgbacher 
Schulhoff 
Leicht 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2620 


Begründung 


A. Allgemeines 

Die Ausstattung der mittelständischen Wirtschaft 
mit liquiden Mitteln ist in der Regel unzureichend, 
um Investitionen, insbesondere solche zur Erweite- 
rung des Anlagevermögens und zur Steigerung der 
Produktivität, zu finanzieren. Auch ist diesen Un- 
ternehmen der Kapitalmarkt versperrt, so daß eine , 
Fremdfinanzierung nur in begrenztem Umfang mög- I 
lieh ist. Die Abschreibungen für Abnutzung geben | 
erst vom Jahr der Anschaffung oder Herstellung der | 
Wirtschaftsgüter ab eine Finanzierungshilfe, wäh- 
rend die Ansammlung der eigenen Finanzierungs- 
mittel nur aus versteuerten Gewinnen möglich ist. 
Diese Ansammlung erscheint, vor allem im Hinblick 
auf notwendige Rationalisierungs- und Automations- 
investitionen als zu langwierig. Die vor geschlagene 
Gesetzesänderung gestattet die steuerfreie Ansamm- 
lung eines Teils der Finanzierungsmittel bis zur 
Hälfte der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 
Der andere Teil wäre weiterhin aus Absetzungen 
für Abnutzung, versteuertem Gewinn oder mit 
Fremdmitteln zu finanzieren. Die zukünftigen Ab- 
setzungen für Abnutzung werden entsprechend ge- 
mindert, die zukünftig zu versteuernden Gewinne 
demgemäß entsprechend erhöht. Daher werden 
Steuerausfälle nicht eintreten (Nachholeffekt). 


B. Im Einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Zu § 6d 

Die Begrenzung der Rücklage auf 25 000 Deutsche 
Mark (§ 6 d) ist erfolgt, um diese Vergünstigung, 
welche auf die mittelständische Wirtschaft zuge- 
schnitten ist, für Großunternehmen uninteressant zu 


machen. Die Herausnahme eines durch die Ver- 
äußerung der in § 6 b Abs. 1 Satz 2 bezeichneten 
Wirtschaftsgüter entstandenen Gewinnanteils aus 
dieser Vergünstigung soll eine Wahlmöglichkeit 
zwischen dem speziell für diesen Tatbestand vor- 
gesehenen § 6 b und dem § 6 d aiusschließen. Das 
Ausscheiden eines durch die Auflösung der Rück- 
lage entstandenen Gewinnteiles soll dem Mißbrauch 
eines Revolving-Effekts Vorbeugen. Um willkür- 
liche Gewinnverlagerungen uninteressant zu ma- 
chen, ist der pauschalierte Zinszuschlag von 2 vom 
Hundert des Auflösungsbetrages vorgesehen. Diese 
Pauschale entspricht etwa einem Zinssatz von 5,5 
vom Hundert in der höchsten Progressionsstufe. 

Zu § 6 e 

§ 6 e dehnt die Möglichkeit der steuerfreien Rück- 
lagenbildung auf Kleinbetriebe und freie Berufe 
aus. Die vorgesehene absolute Höchstgrenze von 
3 000 Deutsche Mark entspricht einem Viertel des 
nach § 86 Abs. 1 Nr. 4 der Abgabenordnung 1974 
für Land- und Forstwirte und Gewerbetreibende als 
Grenze für den Eintritt in die Buchführungspflicht 
festgesetzten Betrages. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel schließt die Inanspruchnahme durch 
Kapitalgesellschaften aus und beschränkt die An- 
wendungsmöglichkeit auf rein mittelständische Ein- 
zelunternehmen und Personengesellschaften. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Die Steuervergünstigung soll im Rahmen der Steuer- 
reform am 1. Januar 1974 in Kraft treten. 
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